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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T  Beschlussprotokoll 
Landtag 60. Sitzung 
19. Wahlperiode 15.03.18 
 Nr. 19/951 – 19/971 

Nr. 19/951  

Anreise von Gästefans bis vor die Westkurve ermöglichen – Fantrennung bei 
Risikospielen verbessern 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 13. Februar 2018 
(Drucksache 19/1537) 

Der Antrag ist von dem Antragsteller zurückgezogen. 

Nr. 19/952  

Fragestunde 

1. Krätze-Fälle im Land Bremen 

Anfrage des Abgeordneten Jan Timke und Gruppe BIW vom 15. Februar 
2018 

2. Asylklagen vor dem Bremer Verwaltungsgericht 

Anfrage der Abgeordneten Klaus Remkes, Jan Timke und Gruppe BIW 
vom 15. Februar 2018 

3. Lehrer-Wohnort Bremen 

Anfrage der Abgeordneten Julie Kohlrausch, Lencke Steiner und Fraktion 
der FDP vom 15. Februar 2018 

4. Verkaufen statt verpachten im Sondervermögen Fischereihafen? 

Anfrage der Abgeordneten Prof. Dr. Hauke Hilz, Lencke Steiner und Frak-
tion der FDP vom 15. Februar 2018 

5. Sinkende Fischimporte in Bremerhaven – Bleibt Bremerhaven Fischtown? 

Anfrage der Abgeordneten Prof. Dr. Hauke Hilz, Lencke Steiner und Frak-
tion der FDP vom 15. Februar 2018 

6. Stillförderung durch Zertifizierung in Bremer Geburtskliniken 

Anfrage der Abgeordneten Stefanie Dehne, Björn Tschöpe und Fraktion 
der SPD vom 15. Februar 2018 

7. Bücher im Bus 

Anfrage der Abgeordneten Sükrü Senkal, Rainer Hamann, Elombo Bol-
ayela, Björn Tschöpe und Fraktion der SPD vom 15. Februar 2018 

8. S-Haltepunkt Technologiepark der Universität Bremen 

Anfrage der Abgeordneten Arno Gottschalk, Heike Sprehe, Dieter Rein-
ken, Andreas Kottisch, Björn Tschöpe und Fraktion der SPD vom 15. Feb-
ruar 2018 

9. Bedeutung der sozialen und solidarischen Ökonomie für das Land Bremen 

Anfrage der Abgeordneten Nima Pirooznia, Dr. Maike Schaefer und Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen vom 15. Februar 2018 

  

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1537
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10. Wann kommt der neue kommunale Finanzausgleich? 

Anfrage der Abgeordneten Sülmez Dogan, Dr. Maike Schaefer und Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen vom 20. Februar 2018 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von den Antworten des Senats Kenntnis. 

11. OWi21 – Effizient vom Verstoß zur Abwicklung 

Anfrage der Abgeordneten Sükrü Senkal, Björn Tschöpe und Fraktion der 
SPD vom 22. Februar 2018 

12. Impfungen im Land Bremen 

Anfrage der Abgeordneten Dr. Magnus Buhlert, Lencke Steiner und Frak-
tion der FDP vom 22. Februar 2018 

13. Entwicklung der Essensausgabe „Tafel“ in den Städten Bremen und Bre-
merhaven 

Anfrage des Abgeordneten Alexander Tassis (AfD) vom 1. März 2018 

Diese Anfragen hat der Senat gemäß § 30 Absatz 5 der Geschäftsordnung der 
Bremischen Bürgerschaft schriftlich beantwortet. 

Nr. 19/953  

Ermittlung von Sozialindikatoren und Sozialstufen für die allgemeinbilden-
den Schulen im Land Bremen  

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
vom 2. November 2017 
(Drucksache 19/1283) 

D a z u  

Mitteilung des Senats vom 12. Dezember 2017 
(Drucksache 19/1446) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort des Senats Kenntnis. 

Nr. 19/954  

Wir kommen wieder – Bremer Uni fit für die Exzellenzstrategie 2026 ma-
chen! 

Antrag der Fraktion der CDU 
vom 8. November 2017 
(Drucksache 19/1353) 

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt die Ziffern 4 und 5 des Antrags ab. 

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt den Ziffern 1 bis 3 des Antrags wie folgt zu: 

1. Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt mit großem Bedauern das Ausscheiden 
der Universität Bremen aus der Exzellenzstrategie zur Kenntnis und stellt 
fest, dass die vorangegangene noch bis 2019 laufende Exzellenzinitiative 
nicht nur eine Bereicherung für den Wissenschaftsstandort, sondern viel-
mehr ein großer Erfolg für ganz Bremen war. 

2. Die Bürgerschaft (Landtag) spricht vor diesem Hintergrund den Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern und allen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Universität Bremen ihren Dank und ihre Anerkennung aus 
und betont, dass das Scheitern in der ersten Wettbewerbsrunde die hohe 
Qualität von Lehre und Forschung an der Universität nicht in Abrede stellt. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1283
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1446
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1353
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3. Die Bürgerschaft (Landtag) gratuliert dem Marum-Zentrum für Marine 
Umweltwissenschaften für sein Bestehen in der ersten Antragsrunde der 
ersten Förderlinie und erneuert ihre Zusage, dass sie das Marum im wei-
teren Bewerbungsverfahren und auch darüber hinaus weiterhin nach Kräf-
ten unterstützen wird.  

Nr. 19/955  

Wie sicher können die Bremer sich im Viertel und im gesamten Stadtgebiet 
noch fühlen? 

Große Anfrage der Fraktion der CDU 
vom 8. November 2017 
(Drucksache 19/1354) 

D a z u  

Mitteilung des Senats vom 30. Januar 2018 
(Drucksache 19/1505) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort des Senats Kenntnis. 

Nr. 19/956  

Möglichkeiten, Zulässigkeit und Notwendigkeit einer Landesausbildungs-
umlage im Land Bremen 

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
vom 20. September 2017 
(Drucksache 19/1250) 

D a z u  

Mitteilung des Senats vom 5. Dezember 2017 
(Drucksache 19/1430) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort des Senats Kenntnis. 

Nr. 19/957  

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das Halten von Hunden 

Antrag der Fraktion der FDP 
vom 12. September 2017 
(Drucksache 19/1235) 
1. Lesung 

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den Antrag auf Überweisung an die staatliche 
Deputation für Inneres ab. 

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt das Gesetz in erster Lesung ab. Damit unter-
bleibt gemäß § 35 Satz 2 der Geschäftsordnung jede weitere Lesung. 

  

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1354
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1505
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1250
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1430
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1235
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Nr. 19/958  

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das Halten von Hunden 

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
vom 13. März 2018 
(Drucksache 19/1582) 
1. Lesung 

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Gesetz in erster Lesung. 

Nr. 19/959  

Fahnden, orten, sichtbar machen! – Mehr Tempo und Sicherheit durch effek-
tive Nutzung mobiler Endgeräte in der Polizei 

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
vom 13. November 2017 
(Drucksache 19/1369) 

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, ein Konzept zur modellhaften 
Einführung von mobilen Endgeräten und zum Aufbau eines Messenger-Diens-
tes für den Polizeivollzugsdienst in Bremen und Bremerhaven zu erstellen und 
der staatlichen Deputation für Inneres binnen eines halben Jahres nach Be-
schlussfassung vorzustellen. 

Nr. 19/960  

Wissenschaftsfreiheit ist Grundpfeiler offener Gesellschaften 

Antrag (Entschließung) der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD 
vom 5. Dezember 2017 
(Drucksache 19/1429) 

1. Die Bürgerschaft (Landtag) ist der Überzeugung, dass nur eine enge inter-
nationale Kooperation, wie sie die Bremer Hochschulen lange und erfolg-
reich pflegen, die Wissenschaftsfreiheit im Inland wie auch im Ausland si-
chert. Hierbei spielen transnationale Bildungs- und Forschungsprojekte, 
Hochschulkooperationen und der Studierendenaustausch eine besondere 
Rolle. 

2. Die Bürgerschaft (Landtag) verurteilt alle Versuche, mit Hilfe von Hoch-
schulgesetzen Wissenschaftseinrichtungen zu isolieren und zu drangsalie-
ren. Sie unterstützt deshalb die entsprechenden EU-Vertragsverletzungs-
verfahren. 

3. Die Bürgerschaft (Landtag) bestärkt die Initiativen unserer Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen, den Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern, die verfolgt oder ins Exil getrieben werden, im Land Bremen 
eine neue Forschungsheimat zu bieten. 

  

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1582
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1369
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1429


 – 5 – 

Nr. 19/961  

Situation und Entwicklungsmöglichkeiten der beruflichen Schulen im Land 
Bremen 

Große Anfrage der Fraktion der CDU 
vom 28. November 2017 
(Drucksache 19/1418) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 6. Februar 2018 
(Drucksache 19/1514) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort des Senats Kenntnis. 

Nr. 19/962  

Einstellung und Motivation der Beschäftigten im öffentlichen Dienst 

Große Anfrage der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
vom 29. November 2017 
(Drucksache 19/1419) 

D a z u  

Mitteilung des Senats vom 6. Februar 2018 
(Drucksache 19/1515) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort des Senats Kenntnis. 

Nr. 19/963  

Europäisches Solidaritätskorps (ESK) – Freiwilligensäule ausbauen 

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD 
vom 29. November 2017 
(Drucksache 19/1420) 

1. Die Bürgerschaft (Landtag) begrüßt und unterstützt die Stärkung des Soli-
daritätsgedankens in Europa. 

2. Die Bürgerschaft (Landtag) teilt das Anliegen, allen jungen Menschen ei-
nen Freiwilligendienst zu ermöglichen, unabhängig von ihrer sozio-öko-
nomischen Situation und ihrem Bildungsgrad. 

3. Die Bürgerschaft (Landtag) hält die Vermischung der Freiwilligenarbeit 
mit beschäftigungspolitischen Maßnahmen nicht für das geeignete Mittel, 
die Jugendarbeitslosigkeit in Europa zu bekämpfen und setzt sich daher 
für die Konzentration auf die Freiwilligentätigkeit mit entsprechender pä-
dagogischer Begleitung der jungen Menschen ein. 

4. Die Bürgerschaft (Landtag) hält den Kampf gegen die Jugendarbeitslosig-
keit für eine drängende Aufgabe und fordert den Ausbau entsprechender 
beschäftigungspolitischer Maßnahmen unabhängig vom ESK. 

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, 

1. alle potenziellen Träger von ESK-Freiwilligenprojekten frühzeitig über 
Teilnahmemöglichkeiten und -bedingungen zu informieren; 

2. gemeinsam mit den Trägern von Freiwilligenarbeit in Bremen Möglichkei-
ten eines breiten Angebotes von Projekten im Rahmen des ESK zu finden; 

3. auf die Einhaltung und Kontrolle gesetzlicher und tariflicher Lohnbindung 
hinzuwirken; 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1418
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1514
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1419
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1515
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1420
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4. darauf hinzuwirken, dass klare Definitionen und Rahmenbedingungen für 
die verschiedenen Teilnahmemöglichkeiten festgelegt werden; 

5. dem Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten bis zum Juni 
2018 darüber zu berichten. 

Nr. 19/964  

Die Vierte Säule des Programms für den Ein-Personen-Wohnraumbedarf 
zum Wintersemester 2018/2019 aktivieren – mögliche Konversion von 
Flüchtlingsunterkünften schnell einleiten 

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
vom 20. Februar 2018 
(Drucksache 19/1547) 

Der Senat wird aufgefordert, 

1. ein Konzept vorzulegen, aus dem standortscharf hervorgeht, ob und wel-
che in den nächsten drei Jahren freiwerdenden Kapazitäten endgültig o-
der in Form einer Zwischennutzung als Wohnraum umgenutzt werden 
können und sollen, welche bauplanungsrechtlichen Veränderungen und 
welche objektbezogenen Investitionen hierfür überschlägig erforderlich 
sind und welche Deckungsbeiträge für den Sozialhaushalt sich daraus er-
geben. 

2. soweit die Nutzungskonversion einzelner Objekte durch bestehendes dis-
ponibles Bauplanungsrecht behindert werden sollte, entsprechende Recht-
sänderungen umgehend einzuleiten bzw. durch rechtlich zulässige Dis-
pense die Zwischennutzung vorhandener (Mobil-)bauten zum Zwecke des 
(vorübergehenden) Wohnens für unterschiedliche Zielgruppen (darunter 
von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen, Studierende, Großfamilien, 
etc.) zu ermöglichen. 

3. bei Auswahl der möglicherweise dem studentischen Wohnungsmarkt zu-
zuführenden Standorte neben den wirtschaftlichen und rechtlichen Krite-
rien insbesondere auch zu berücksichtigen, dass der Zuzug von Studieren-
den ein Baustein gegen die Segregation einzelner Ortsteile sein kann. 

4. ein Vermarktungs- und Verwaltungsinstrument für diese Wohnraumkapa-
zitäten aufzuzeigen oder im Bedarfsfall zu entwickeln. 

5. als Ziel anzustreben, dass neben anderen gegebenenfalls geeigneten 
Standorten zumindest die für die Flüchtlingsunterbringung vorgesehenen 
Appartements des Neubauobjekts „Anne-Conway-Straße“, vom Studen-
tenwerk übernommen werden und spätestens zu Beginn des Wintersemes-
ter 2018/2019 auf den Markt kommen und darüber bis zum 30. April 2018 
in den staatlichen Deputationen für Soziales, Jugend und Integration sowie 
Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft und 
dem Wissenschaftsausschuss entsprechend zu berichten. 

6. bei kleineren Einheiten unter sozialpolitischen, betriebswirtschaftlichen 
und haushaltstechnischen Gesichtspunkten zu prüfen, ob freiwerdende 
Kapazitäten genutzt werden können, um Menschen, die von Obdachlosig-
keit bedroht sind, eine Unterkunft nach dem Obdachlosenpolizeirecht an-
bieten zu können. 

  

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1547
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Nr. 19/965  

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Anstalt für Immobilienaufgaben 
Beschleunigung der Planung und Erstellung von öffentlichen Bauten; Para-
digmenwechsel bei der Beschaffung und Verwertung öffentlicher Flächen 

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
vom 6. Februar 2018 
(Drucksache 19/1513) 
2. Lesung 

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Gesetz in zweiter Lesung. 

Nr. 19/966  

Gesetz zum Einundzwanzigsten Rundfunkänderungsstaatsvertrag 

Mitteilung des Senats vom 9. Januar 2018 
(Drucksache 19/1462) 
2. Lesung 

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Gesetz in zweiter Lesung. 

Nr. 19/967  

Gesetz zum Einundzwanzigsten Rundfunkänderungsstaatsvertrag 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wissenschaft, Medien, Datenschutz 
und Informationsfreiheit 
vom 22. Februar 2018 
(Drucksache 19/1548) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem Bericht des Ausschusses für Wis-
senschaft, Medien, Datenschutz und Informationsfreiheit Kenntnis. 

Nr. 19/968  

Zeitnahe Behandlung von Bürgerschaftsinitiativen sicherstellen durch Ein-
führung einer optionalen Zusatzsitzung in der Jahresplanung – Änderung 
der Geschäftsordnung der Bremischen Bürgerschaft 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 19. Januar 2017 
(Drucksache 19/909) 

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den Antrag ab. 

Nr. 19/969  

Zeitnahe Behandlung von Bürgerschaftsinitiativen sicherstellen durch Ein-
führung einer optionalen Zusatzsitzung in der Jahresplanung 

Bericht und Antrag des Verfassungs- und Geschäftsordnungsausschusses 
vom 28. Februar 2018 
(Drucksache 19/1560) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem Bericht des Verfassungs- und Ge-
schäftsordnungsausschusses Kenntnis. 

  

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1513
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1462
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1548
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/909
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1560
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Nr. 19/970  

Bericht des staatlichen Petitionsausschusses Nr. 27 

vom 2. März 2018 
(Drucksache 19/1563) 

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt die Behandlung der Petitionen wie vom 
Ausschuss empfohlen. 

Nr. 19/971  

Folgende Tagesordnungspunkte werden ausgesetzt: 

1. Tödliche Gefahr Asbest 

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vom 20. November 2017 
(Drucksache 19/1405) 

D a z u  

Mitteilung des Senats vom 9. Januar 2018 
(Drucksache 19/1465) 

2. Kontinuität der musischen Ausbildung in den Bremer Schulen ermögli-
chen 

Antrag der Fraktion der CDU 
vom 9. Februar 2016 
(Drucksache 19/266) 

3. Kontinuität der musischen Ausbildung in den Bremer Schulen ermögli-
chen 

Bericht der staatlichen Deputation für Kinder und Bildung 
vom 29. November 2017 
(Drucksache 19/1421) 

4. Wie überfordert ist die Hochschule für öffentliche Verwaltung bei der Po-
lizeiausbildung? 

Große Anfrage der Fraktion der CDU 
vom 5. Dezember 2017 
(Drucksache 19/1428) 

D a z u  

Mitteilung des Senats vom 16. Januar 2018 
(Drucksache 19/1480) 

5. Interessen der deutschen Versicherten wahren – Missbrauch des Gesund-
heitssystems bekämpfen 

Antrag des Abgeordneten Alexander Tassis (AfD) 
vom 5. Dezember 2017 
(Drucksache 19/1435) 

6. „Gendergerechte“ Sprache auch in Bremen nach europäischen Vorbild 
ausstreichen 

Antrag des Abgeordneten Alexander Tassis (AfD) 
vom 11. Dezember 2017 
(Drucksache 19/1443) 

  

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1563
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1405
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1465
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/266
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1421
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1428
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1480
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1435
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1443
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7. Zulagen im öffentlichen Dienst zukünftig gerechter, übersichtlicher und 
planbarer gestalten 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 19. Dezember 2017 
(Drucksache 19/1451) 

8. Rassistische und antisemitische Straftaten gegen religiöse Einrichtungen 
und Gedenkorte und Umsetzung der Empfehlungen des unabhängigen 
Expertenkreises Antisemitismus 

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
vom 19. Dezember 2017 
(Drucksache 19/1452) 

D a z u  

Mitteilung des Senats vom 30. Januar 2018 
(Drucksache 19/1506) 

9. Mülltourismus im Land Bremen 

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
vom 19. Dezember 2017 
(Drucksache 19/1453) 

D a z u  

Mitteilung des Senats vom 20. Februar 2018 
(Drucksache 19/1544) 

10. Digitalisierung der Bremer Hochschulen voranbringen 

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD 
vom 21. Dezember 2017 
(Drucksache 19/1457) 

11. Hochschulen fit für die Zukunft machen – digitale Potenziale nutzen! 

Antrag der Fraktion der CDU 
vom 23. Januar 2018 
(Drucksache 19/1489) 

12. Verbindliche und einheitliche Altersfeststellung bei unbegleiteten min-
derjährigen Flüchtlingen auch durch medizinische Untersuchung 

Antrag der Fraktion der CDU 
vom 16. Januar 2018 
(Drucksache 19/1476) 

13. Zukünftige Trassenführung der B 6n 

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
vom 9. Januar 2018 
(Drucksache 19/1460) 

D a z u  

Mitteilung des Senats vom 20. Februar 2018 
(Drucksache 19/1545) 

14. Prävention und Deradikalisierung in Bremen neu konzipieren! 

Antrag der Fraktion der CDU 
vom 16. Januar 2018 
(Drucksache 19/1477) 

15. Bericht über die Umsetzung des Erasmus+ -Programms in Bremen 

Mitteilung des Senats vom 30. Januar 2018 
(Drucksache 19/1504) 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1451
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1452
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1506
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1453
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1544
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1457
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1489
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1476
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1460
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1545
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1477
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1504
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16. Realisierbarkeit eines allgemeinen Schwerlastterminals in Bremerhaven 
prüfen! 

Antrag der Fraktion der CDU 
vom 6. Februar 2018 
(Drucksache 19/1519) 

17. Faire Beteiligung des Bundes an den Kosten für die Bereitschaftspolizei 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 13. Februar 2018 
(Drucksache 19/1536) 

18. Jedes Kind muss Schwimmen lernen! 

Antrag der Fraktion der CDU 
vom 13. Februar 2018 
(Drucksache 19/1525) 

19. Straftaten von Flüchtlingen in der Polizeilichen Kriminalstatistik erfassen 

Antrag der Fraktion der CDU 
vom 13. Februar 2018 
(Drucksache 19/1527) 

20. Änderung des Erlasses zur Unterbringung von Abschiebehäftlingen 

Antrag der Fraktion der CDU 
vom 13. Februar 2018 
(Drucksache 19/1530) 

21. Schwerbehindertenausweis umbenennen 

Mitteilung des Senats 
vom 20. Februar 2018 
(Drucksache 19/1543) 

22. Minderjährige Flüchtlinge, die keine sind: Medizinische Altersfeststel-
lung als Regelfall einführen! 

Antrag des Abgeordneten Alexander Tassis (AfD) 
vom 27. Februar 2018 
(Drucksache 19/1549) 

23. Mittelweserausbau, Beendigung des Verwaltungsabkommens zwischen 
dem Bund und Bremen 

Mitteilung des Senats vom 27. Februar 2018 
(Drucksache 19/1550) 

24. Bericht zur Umsetzung des Aktionsplans gegen Homo-, Trans- und Inter-
phobie für das Land Bremen 

Mitteilung des Senats vom 27. Februar 2018 
(Drucksache 19/1552) 

25. Unverhältnismäßige Strafverfolgung bei Beförderungserschleichung 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 20. Juni 2017 
(Drucksache 19/1130) 

26. Unverhältnismäßige Strafverfolgung bei Beförderungserschleichung 

Bericht und Antrag des Rechtsausschusses 
vom 7. März 2018 
(Drucksache 19/1571) 
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